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Gegen Antibio1 
bei Produktiou 
Nahrungsmittt 

Heute entscheidet d er Nàtionalrat über di e Fõrderung des Sprachaustausches zwischen d en Regionen. JEine Kommli.ssion des lE 
fordert eli.nen genereHe 
Antli.bli.otli.kastopp bei d~ 
Nahr1mgsmli.ttelprodul< 

Ohne Gratisarbeit d er Lehrer Hisst sich di e Vision aHerdings kaum verwirkHchen. · 

All'lja lth.!ll'll'i 
Bern. 

. Im Streit um den Fremdsprachenunter-. 
richt wird er als Wundermittel geprie­
sen: der Sprachaufenthalt. Die Nidwald­
ner Regierung, die das Frühfranzõsisch 
abschaffen will, mõchte zum Ausgleich 
· alle Kinder für einen Austausch in die 
Westschweiz schicken. Auch düi 
Bildurigskommission des Natíonalrats 
(WBK) will den nationalen Zusammen­
halt via Sprachaustausch fõrdern. Heute 
entscheidet der Nationalrat über ein 
entsprechendes Postulat. Der Bundesrat 
soll damit beauftragt werden, ein Kon­
zept für einen «systematischen» Sprach­
austausch an der Volksschule auszu­
arbeiten. 

· Doch wie realistisch sind diese Ideen? 
W er soll die Austauschwochen bezahlen 
und organisieren? Ne ben der Tatsache, · 
dass es viel mehr Deutschschweizer 
Schulkinder gibt. als solche in der West­
schweiz un d d em Tessin, gibt es weitere 
Hürden. «Der Aufwand darfnicht unter­
schãtzt werden»; sagt eine Frau, die es 
wissen muss: Silvia Mitteregger leitet . 
den Bereich Austausch bei der Stiftung 
für .. eidgenõssische Zusammenarbeit. 
Di e Stiftung bietet im Auftrag des Bundes 
un d d er Kant:one Austauschpro~amme 
für alle Stufen án. Bis jetzt fehle der 
Schweiz die fundierte EÍ"fahrung mit 
flãchendeckenden Austauschprojekten, 
sagt Mitteregger, Ein Blick auf die Zahlen 
zeigt: Im Schuljahr 2012/13 ging ein 
Bruchteil der Schweizer Schüler zum 
Austausch ín eine an dere Sprachr'egion. 
Auf Primarstufe waren es. 0,6 Prozent, 
aufSekundarstufe I rund 3 Prozent, und 
bei den Schülern auf Sekundarstufe H 
und der pãdagogischen Hochschulen 
waren es 0,3 Prozent. 

Hoclhtdeutscb am FamUientiscb 
«Austauschprojekte kann mannicht ver­
schreiben», sagt Mitteregger. Damit ein 
Projelct gelinge, müsse es von allen Be­
teiligten un d V()r allem von einer über­
zeugten Lehrkraft getragen werden. 
Diese müsse an vieles denken, Schüler 
un d Gastfamilien vorbereiten. «Sie muss 
zum Beispiel die Gastfamílien darauf 
aufmerksam machen, dass sie am Ess­
tisch Hochdeutsch statt Schweizer­
deutsch sprechen», sagt Mitteregger. 
Neben Geld brauche es vor allein ein 
gutes Konzept, Zeit und Anerkennung 
für di e Lehrlcrafte. 

Z u den rund 600 Klassenlehrkrãften, 
die im Schuljahr 2012/13 aus eigenem 
Antrieb einen Austausch organ'isierten, 
gehõrt di e. Tessiner Franzõsischlehrerin 
lsabella Marino. <<Meine 13-jãhrigen 
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Mlit SpradJaufentlblalten soll di e Melblrsprachlgkeitgefõrdert werden. Foto: Peter Schneider (Keystone) 

Schüler merken, dass die Kinder in der 
Romandie zwar eine andere Sprache 
sprechen, aber eigentlich die gleichen 
Sbrgen . un d Freuden haben wie si e», 
sagt si e. Aufsolchen Erkenntnissenbaue 
der Zusammenhalt der Schweiz auf. 
Gehe es um den Austausch, schrieben 
ihre Schüler sogar gern Briefe auf Fran-

. zõsisch. Der Aufwand sei gross, sagt 
Marino. Si e müsse. Gastfamilien suchen 
oder unzãhlige Listen schreiben - zum 
Beispiel über die Allergien der Kinder. 
Marino ist derart begeistert vom Sprach­
austausch, dass . sie die Arbeit in ihrer 
Freizeit erledigt, «Es ist ein Geschenk an 
meine Schüler», sagt sie. 

S'chãtzungen, wie viel ein flãchende­
clcénder Sprachaustausch kosten würde, 
gibt es nicht. Auch deshalb nicht, weil 
heute viel Arbeit freiwillig erledigt wird. 
Beat Zemp, Prãsident des Dachverbands 
der Schweizer Lehrer, bringt den Bund 
i9s Spiel: Der Bund 

1 
kõnnte auf der 

Grundlage des Sprachengesetzes solche 
Austauschprojekte finanzieren - analog 
zum Programm .<<Jugend und Sport», 
sagt er. Es lasse sich aber auch vieles 
direkt zwischen Partnerschulen organi-

sieren, di e sich gegenseitig Gastfamilien 
vermitteln kõnnten. 

Zurzeit haben vor allemjene Kantone 
grosses Interesse am Sprachaustausch, 
die aus dem Sprachenkompromiss der 
Konferenz der kantonalen Erziehungs­
direktoren (EDK) ausscheren und in d er 
Primarschule nur noch Englisch als 
Fremdsprache unterrichten wollen. Ein 
Beispiel ist der Thurgflu, dessen Parla­
ment beschlossen hat, d en Franzõsisch­
unterricht auf die Sekundarstufe zu ver­
schieben. Der Kanton arbeitet derzeit an 
der Umsetzung des Entscheids. Man 
diskutiere auch die Idee eines flãchen­
deckenden Sprachaustausches, · sagt 
Paul Roth, Generalsekretãr des Erzie­

. hungsdepartements. U m die Verbind; 
lichkeit zu erhõhen, gãbe es die Mõglich­
keit, den Austausch im Lehrplan zu ver­
anl~ern. Damit mussten abe'r der Kanton 
-und 'die Gemeinden entsprechende 
Zusatzkosten in Kauf nehmen. 

Wenig begeistert vom flãchendecken­
den Sprachaustausch ist diejurassische 
Bildungsdirektorin Élisabeth Baume­
Sc):meider (SP). Das sei sehr aufwendig 
.und überdies kein Ersatz für den Unter-

richt in der Primarschule, s~gte sie am 
Freitag an einem Podium des Schweize­
rischen Austauschkongresses in Dels­
berg. 

«Symbolpolitik ohne Wirkung>) 
Der Nationalratdürfte solche Bedenken 
schwãcher gewichten und]a sagen zum 
Vorstoss der WBK. Sobald es aber um die 
konkrete Umsetzung respektive die 
Finanzierung geht, wird sich w~hl auc.h 
das Parlament zurückhaltend geben. 

. Dies zeigt eine Umfrage unter Bürger­
lkhen, die den Sprachaustausch im 
Grundsatz gutfiriden. Sie sei gegen.ein · 
Obligatorium, sagt etwa di e Thurgauer 
SVP-Nationalrãtin Verena Herzog. Für 
CVP-Nationalrãtin Elisabeth Schneider­
Schneiter (BL) ist kiar: Die Ko13ten müss­
ten. die Kantone übernehmeil. SVP­
Nationalrat Peter Keller.erinnert an Aus~ 
sagen von Sprachwissenschaftlern: U:m 
erkennbare Fortschritte zu erzielen, 
mü&se ein Kind mindestens Vier Wochen 
in den Sprachaustausch. Es stelle sich 
deshalb die Frage, «ob wir bei diesen 
Austauschideen nicht nur Symbolpolitik 
ohne·grosse Wirkungbetreiben». .!J 

Durch übermãssigen Einsatz · 
biotika breiten sich resistente l 
aus. Der Einsatz zur · Wachstt 
Leistungsfõrderung ist in der 
'Seit 1999 verboten. Die EidgeJ 
Fachkommissíon für bíologisd 
heit schlãgt nun einen generell 
für .ç\ntibiotika in der Nahrur 
produktion vor. Dies geht al 
Strategiepapier hervor, über 
«SonntagsZeitung» berichtete. 
empfiehlt di e Kommission weít 
nahmen wie die Zucht robust~ 
ten, gesunde Haltungsformen s 
Verzicht auf die Durchmischun 
stãnden. U m den Wandel zu be 
gen, fordern die Experten ein 
antibiotikafreie Fleischprodul 
ventionen sollen zudem von d 
senheit resistenter Keime in St 
hãngig gemacht werden. Die 
sion bezeichnet Antibiotikare! 
als «grõsste biologische Bedro 
die Gesundheit der Bevõlkerm 
Schweiz». Bakterien werden d1 
tationen oder Austausch von R 
genen weniger empfindlich o< 
unempfindlich gegen Antibi< 

· mehr Antibiotika eingesetzt wi: 
schneller verbreiten si eh resist( 
terien. Das kann tõdlich sein: I 
sterben laut Schãtzungenjãhrlic 
Menschen durch Infektionen r 
tenten Bakterien. In der Schwe 
Schãtzungen für die spitalbedil 
fektionen: Laut der Experte 
Swissnoso sterben daran jãhrli 
Patienten: Bauernverbándsp 
Markus Ritter bezeichnete d en v 
de~: Experten jedoch als nich 
tauglich. «ES darf nicht sein, e 
Kuh mit einer Gebãrmutterentz 
di e· si eh krümmt vor Lei d, nic 
widcsam behandelt werden kan 
· eines Verbots sieht Ritter die Li 
sorgfãltigen Antibiotikaeinsatz. 

!Nachrichten 

Wrgangenheitsbewaltigung 
110 000 Unterscllu"iften f 
Wiedergutmachungsinit 

Streitim Lager detAuslandschweizer·~ wegen Ecopop 

Die Wiedergutmachungsinitia 
Verdingkinder und an dere Opfe 
gerischer Zwangsmassnahmen d 
stande kommen: Pie InitianteJ 
na eh eigenen Angaben zehn Mo 
Ablauf der Sammelfrist die nõt 
terschriften zusammen. «Wir hal 
110 000 Unterschriften gesa1 
sagte Kampagnenleiter Pasca. 
hammer. Er bestãtigte eiilen Be 
«SonntagsBlick» und in der « 
schweiz allf Sonntag». Das VoU 
ren, das unter anderem für d 
20 000 · schwer betroffenen Opt 
mit 500 Millionen · Franken d 
Wiedergutmaéhungsfohds · ford 
bis Ende Jahr eingereicht werde 

Auslandschweizer kõnnen 
jederzeit heimkehren - trotz 
JEcopop. Dies sagt der B un d. 
Die Organisation für Ausland­
schweizer behauptet das 
GegenteH. Das we~kt Kritik. 

S·te·fall'l Hãll'le 

Dürfen Auslandschweizer nach einer 
Annahme der Ecopop-Initiative am · 
koinmenden Sonntag ohne Einschrãn­
kung wieder in ihre- Heimat einwan­
dern? J a, meint das ]ustizdepartement 
(EJPD) von Bundesrãtin Simonetta Som­
maruga (SP). Für diese Gruppe von po­
tenziellen Rückkehrern sieht dh!! Initia­
Úve zwar keine gesonderte Regelung · 

. k en; dàs wãre derzeit ein Kontingent von 
rund 17 000 Menschen. 

Ungeachtet dieser klaren Worte be­
fürchtet.die Auslandschweizerorganisa­
tion (ASO), dass.den Auslandséhweizem 
das Rückkehrrecht verweigert werden 
kõnnte. So steht es in einer Medienmit­
teilung der ASO vom 10. November. Be-· 
reits im]uni hatte sich díe von der ASO 
finanziell unterstützte «Schweizer 
Revue», die Zeitschrift', für Ausland­
schweizer, warnend, an ihre Leserschaft 
gewendet: «Auch Auslandschweizerin­
nen un d Auslandschweizer kõnnen, ist 
dieses Kontingent erreicht, nicht mehr 
in ihre Heimat zutückkehren», hiess es 

. im Editorial. Zu einem anderen Schluss 
kommt das EJPD. Eine Rückkehr von 
Auslandschweizern würde.sich zwar in 
der Migrationsbilanz niederschlà!!en. 

Offentlichkeit falsch zu informieren ~ 
und damit auch die 732000 Auslarid­
schweizer, von denen rund 155 O() O in ei­
n em Stimmregister eingetragen sind. 
Matt Frepp aus dem kanadischen To­
ronto etwa spricht von einer «unsach­
lichen Panikmache». Auch das Aussen­
departement (EDA) hat sich zum Fali ge­
ãussert .. Die Aussage in d er «Schweizer . 
Revue» treffe - bei aller Skepsis gegen­
über d er Initiative - <<in dieser absoluten 
Form nicht ·zu», steilte EDA-Informati­
onschef ]ean-Mà.rc Crevoisier in einem 
Leserbrief der Zeitschrift kiar. 

Gefãbrdete Mob:ilitãt 
Urs Keller von der ASO-Sektion Rayong 
in Thailand intervenierte schliesslich bei 
der Geschãftsleitung der ASO und for­
rlf'rtP PinP KorrPktnr' ifpr Anc:c:<>lr"' n;., 

pop-Initiative aufmerksam zu machen . 
Der. Text d er Initiative lasse Raum für 
Iriterpretationen zu. · 

«Zudem kann im Endeffekt die Mobi­
litãt der Auslaridschweizer de facto ge­
fãhrdet sein, wenn · Familienmitglieder 
von Auslandschweizern nicht mehr in 
die Schweiz reisen kõnnteri.» Auf An­
frage . bekrãftigt ASO-Co-Direktori.n 
Ariane Rusticelli diese Einschãtzung .. Es 
handle sich letztlich um eine politische 
Aussage des EJPD. «Heute weiss.niemand 
widdich genau, welche Auswirkungen 
eine Annahme der Initiative hãtte.» 
Insofern sehe sich die ASO auch nicht 
verpflichtet, -ihren Standpunkt zu revi­
dieren. 

I<ritik an der ASO kommt auch aus 
deni Lager der Initianten. Si e werfen der · 
í'\rt1''ê!IT11·c-:....-r;:ro...., 'lTro.-r- ......... ~+ n ... .,._.. ...:& ......... ..,._;,l...l .... --

Telefonie . 
Ende der Telefonlkabinell1 
2018 soll Schluss sein 
In vier Jahren sollen di e letzten' 
kabinen verschwinden. Das sch1 
«Schweiz am Sonntag» mit Ven 
den Fernmeldebericht des Bun 
«Aufgrund der mittlerweile seh: 
Verbreitung der Mobiltelefone 
die Kabinen praktisch nicht me 
hõchstens noch an stark frequeJ 
Orten ihrer Bestimmung gem 
nutzt», schreibt der Bundesrat. I 
bezweifeln, dass · die Kabirten ; 
noch Teil der Grundversorgung 
müssten. Heute muss di e Swisscc 
der Gemeinde mindestens eine ~ 
1~-1-!-- , __ ...__- !1- ~ 


